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Aus dem Plenum und den Ausschüssen

THÜRINGER 
LANDTAGSKURIER

Sehr geehrte Leserinnen,
sehr geehrte Leser,

im April-Plenum standen beson-
ders viele Themen auf dem Pro-
gramm, so dass sich die Bera-
tungen über drei Tage hinweg 
erstreckten. Behandelt wurden 
verschiedene Gesetzentwürfe, 
so das Thüringer Gaststättenge-
setz, aber auch Anliegen wie die 
Entwicklung Thüringens als Me-
dienstandort oder die Möglich-
keit der Sonnenenergienutzung 
auf Dächern von Landesbehör-
den. In der vor Ihnen liegenden 
Ausgabe des Landtagskuriers 
berichten wir unter anderem 
über die geplante Einführung 
der Thüringer Landgemeinde als 
Kern einer Gebiets- und Verwal-
tungsreform auf kommunaler 
Ebene. Außerdem informieren 
wir Sie in gewohnter Weise über 
gern gesehene Ausstellungen 
im Thüringer Landtag. Auch zu 
deren Besichtigung sind Sie, 
über die Beschäftigung mit der 
Thüringer Landespolitik hinaus, 
stets herzlich willkommen!

Ihre 

Prof. Dr. Dagmar Schipanski
Landtagspräsidentin

Entschließungsantrag zur Einführung der Thüringer Landgemeinde mehr-
heitlich angenommen
In der Plenarsitzung am 11. April 
2008 präsentierte Christian Ca-
rius (CDU) das unter seinem 
Vorsitz in der Enquetekom-
mission 4/1 erarbeitete Leit-
bild für eine Verwaltungsre-
form auf ge meindlicher Ebe-
ne. Die entsprechende Vorab-
empfehlung dient als Grundla-
ge für die Entwicklung einer zu-
kunftsfähigen Gemeindestruktur 
in Thüringen. Durch den demo-
grafischen Wan del sowie die da-
raus re sultierenden geringeren 
Einnahmen seien bei den der-
zeit bestehenden Verwaltungs-
gemeinschaften auf kommu-
naler Ebene größere Probleme 
zu erwarten, resümierte Carius. 
Kleine Gemeinden könnten z.B. 
den Finanzierungsanteil bei In-
vestitionsmaßnahmen oft nicht 
erbringen. Aber auch das poli-
tische Handeln der Bürgermei-
ster in den Verwaltungsgemein-

schaften, das sich meist aus-
schließlich auf den Wirkungs-
kreis der eigenen Gemeinde 
konzentriert, ist laut Carius in 
Zukunft nicht mehr tragfähig. 
Die Enquetekommission emp-
fiehlt daher dem Landtag, die ge-
setzlichen Voraussetzungen  für 
die Neuordnung der gemeind-
lichen Strukturen zu schaffen. 
Carius betonte die damit einher-
gehende Möglichkeit einer Stär-
kung der demokratischen Be-
teiligung der Bürger. Mittels der 
Landgemeinden „werden die 
Mitgliedsgemeinden von der 
büromäßigen Abwicklung der 
übertragenen Aufgaben entla-
stet, während die Beschlussfas-
sung über die eigenen Aufgaben 
bei ihnen verbleibt“, so die Vorab-
empfehlung der Enquetekom-
mission. 
Frank Kuschel (LINKE) verweiger-
te im Namen seiner Fraktion die 

Ausschuss für Wirtschaft, 
Technologie und Arbeit

Das Geoinformationswesen, dem 
es obliegt, geografische Infor-
mationen zu beschaffen, zu ver-
arbeiten und damit nutzbar zu 
machen, hat im Zuge der Digi-
talisierung der Informations- und 
Kommunikationstechnologie 
eine tief greifende Wandlung er-
fahren. So genannte Geobasis-
daten, also amtliche Daten, die die 
Landschaft, Grundstücke und Ge-
bäude anwendungsneutral be-
schreiben, wer den immer häu-
figer elektronisch verfügbar ge-
macht. Über die Bedeutung des 
Geoinforma tionswesen innerhalb 
der Landesverwaltung berichte-
te Thüringens Minister für Bau 
und Verkehr, Andreas Trautvet-
ter (CDU), dem Landtag in sei-
ner Regierungserklärung vom 10. 
April 2008.  Er kündigte an, dass 
das Landesamt für Vermessung 
und Geoinformation bis zum 
Jahresende 2009 den flächen-
deckenden und inhaltlich vollstän-
digen Aufbau der Automatisier-
ten Liegenschaftskar te abschließen 

wolle. Die Geo informationspolitik 
auf Landes-, Bundes- und Europa-
ebene habe gerade für die Bürger 
transparenteres und effizienteres 
Verwaltungshandeln zur Folge, so 
der Minister. Benno Lemke (LIN-
KE) kritisierte vehement die Ver-
kehrspolitik der Landesregie-
rung. Weder seien die geplanten 
Einsparungen erreicht worden, 
noch seien die bisherigen Maß-
nahmen nachhaltig. Sabine Doht 
von der Fraktion der SPD kon-
statierte, dass trotz des Bevöl-
kerungsschwunds keine Abnah-
me der Verkehrsströme zu erwar-
ten sei. Sie plädierte dafür, nach 
Möglichkeiten zu suchen, Stra-
ßenverkehr durch Schienenver-
kehr zu ersetzen und die Sub-
ventionierung von Kurzstrecken-
flügen durch die Landesregie-
rung zu stoppen. Siegfried Wet-
zel (CDU) hielt dem entgegen, 
dass die Landesregierung gera-
de beim Aufbau einer moder-
nen, leistungsfähigen Infrastruk-
tur große Erfolge erzielt habe. 

Zustimmung zum vorgestellten 
Modell. Er vermisste insbeson-
dere ein Gesamtkonzept für eine 
umfassende Funktional- und 
Kreisgebietsverwaltungsreform. 
Auch kritisierte er die ausschließ-
lich finanziellen Erwägungen so-
wie die fehlende Abgrenzung zur 
bereits bestehenden Einheitsge-
meinde. Kuschel unterstrich das 
Ziel der LINKEN, die gemeindliche 
Ebene deutlich zu stärken. Heike 
Taubert (SPD), ebenfalls Mitglied 
der Enquetekommission, setzte 
auf eine Einigung bis zum Jahres-
ende. „Die Gemeindegebietsre-
form orientiert sich an den Inte-
ressen der Bürgerinnen und Bür-
ger und an den finanziellen Mög-
lichkeiten“, lobte sie. Taubert for-
derte dazu auf, weitere gemein-
same Empfehlungen abzuge-
ben, um mit klaren Rahmenbe-
dingungen in die neue Legisla-
turperiode starten zu können. 

bei Maßnahmen zur Verbes-
serung der Vereinbarkeit von     
Beruf und Familie für erwerbs-
tätige Frauen und Männer eine 
immer wichtigere Rolle“, so der 
Ausschussvorsitzende Dr. Mi-
chael Krapp. Der Wirtschafts-
ausschuss überwies seine Emp-
fehlungen an den federführen-
den Ausschuss für Bau und Ver-
kehr, der sie gemeinsam mit 
denen aller anderen Fachaus-
schüsse zu einem Plenarantrag 
zusammenfassen wird.

In seiner Sitzung am 4. April 
2008 hat der Ausschuss für 
Wirtschaft, Technologie und Ar-
beit seinen Beitrag zum „Demo-
grafiebericht Thüringen“ ab-
geschlossen. Im Ergebnis wird 
die Landesregierung gebeten, 
den Demografiebericht fort-
zuschreiben und dabei vertieft 
auf Handlungsfelder einzuge-
hen, die für die öffentlichen Fi-
nanzen, die Wirtschaft und den  
Arbeitsmarkt in Thüringen be-
sonders wichtig sind. Durch 
Konzentration und Optimierung 
zentral-örtlicher Versorgungs- 
und Verwaltungszentren und 
eine entsprechende Fortset-
zung der Behördenstrukturre-
form soll eine demografiege-
rechte Anpassung und Redu-
zierung der öffentlichen Aus-
gaben erreicht werden. Weiter-
hin wird empfohlen, dem zu-
nehmenden Fachkräftemangel 
u.a. durch die Förderung von Zu- 
und Rückwanderung zu begeg-
nen. „Nicht zuletzt spielen da-

Geoinformation als Bestandteil einer zukunfts-
fähigen Infrastrukturpolitik
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„Lebenswege“: 
Die Kunst- und Designschule IMAGO
Mit der IMAGO Kunst- und De-  
signschule ist in Erfurt eine Krea-
tivschule der besonderen Art 
angesiedelt. In über 30 Kursen, 
die parallel zum Schuljahr ab-
laufen, werden 
Arbeitsmöglich-
keiten in den un-
terschiedlichsten 
Genres  der bilden-
den und ange-
wandten Künste 
angeboten und 
von Interessen-
ten aller Alters-
gruppen ausgie-
big genutzt. Auch 
steht die IMAGO für eine För-
derung kultureller und genera-
tionsübergreifender Kommu-
nikation. 
 
Vom 13. März bis zum 25. April 
2008 war im Thüringer Land-
tag eine Ausstellung von ehe-
maligen Schülern der IMAGO 
unter dem Titel „Lebenswege“ 
zu besichtigen. Alle dort zu se-
henden jungen Künstlerinnen 
und Künstler wurden einst 

unter dem Dach der IMAGO-
Kunstschule geformt und ge-
prägt. Die jeweils eigene Be-
rufswahl konnte dort initiiert, 
vorbereitet und begleitet wer-

den. Im Rahmen der Ausstel-
lung präsentierten die Künst-
ler und Künstlerinnen ihre 
Werke, die mit unverwechsel-
barer Handschrift gearbeitet 
sind. Durch die Originalität der 
ausgestellten Objekte sollte 
obendrein dazu angeregt wer-
den, sich auf eine spannende 
intellektuelle Reise zu bege-
ben und die ganz unterschied-
lichen Lebenswege der IMA-
GO-Schüler zu verfolgen.

Ausstellung „Mensch und Natur gehören 
zusammen“ im Thüringer Landtag
Im Foyer des Thüringer Land-
tags wurde am 10. April 2008 
durch Landtagspräsidentin Prof. 
Dr. Dagmar Schipanski, Dr. Vol-
ker Sklenar, Minister für Land-
wirtschaft, Naturschutz und 
Umwelt, und Carola Stauche 
(CDU), Vorsitzende des Aus-
schusses für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten, die 
Wanderausstellung „Mensch 
und Natur gehören zusam-
men“ eröffnet. Bis zum 29. 
April präsentierten sich sie-
ben Thüringer Naturschutz-
gebiete, um Schönheit und Ei-
genart der Landschaften in 
Thüringen und Möglichkeiten 
zu deren nachhaltiger Nut-

zung vorzustellen. Dabei wur-
den auch Fragen nach dem 
sich wandelnden Verhältnis 
von Mensch und Natur neu 
aufgeworfen. In ihrer Eröff-
nungsrede hob die Landtags-
präsidentin hervor, dass „das 
Wissen über die Natur, ihre in-
neren Zusammenhänge und 
das richtige menschliche Ver-
halten in ihr“ verloren gehe. 
Insofern sicherten die Natur-
parks „notwendige Erfahrungs-
räume für Umweltbildung und 
Forschung.“ Carola Stauche lud 
dazu ein, die vorgestellten Regi-
onen persönlich aufzusuchen, 
um das ‚Erlebnis Natur’ vor Ort 
auf sich wirken zu lassen. 

Die CDU-Fraktion hat in der letz-
ten Sitzung des Thüringer Land-
tages den Entwurf für ein Thü-
ringer Bibliotheksrechtsgesetz 
eingebracht. Das Gesetz soll 
die Rechtsverhältnisse der rund 
280 öffentlichen Bibliotheken 
in Thüringen regeln und mög-
lichst noch vor der parlamen-
tarischen Sommerpause verab-
schiedet werden. 
Während seiner Ausführungen 
im Plenum verdeutlichte der wis-
senschaftspolitische Sprecher 
der CDU-Fraktion Jörg Schwäb-
lein, dass man sowohl mit Kul-
turgütern aus vergangener Zeit 
als auch mit den Aufgaben und 
Anforderungen an eine Biblio-
thek in der heutigen Medienge-
sellschaft verantwortungsvoll 
umgehen sollte. 
Wie Schwäblein sagte, „hat Thü-
ringen damit gute Aussichten, 
das erste Bibliotheksgesetz in 
einem deutschen Land zu ha-
ben und so eine Empfehlung der 
Bundestagsenquetekommis-
sion ‚Kultur in Deutschland‘ 

setz umfasst, die sich unter an-
derem aus den neuen Medi-
en und dem Informationsfrei-
heitsgesetz ergeben. Entschei-
dend ist laut Schwäblein je-
doch, „dass die Bibliotheken 
als Wissensspeicher und insti-
tutionalisiertes Gedächtnis, als 
Stätten der Kultur und des Ler-
nens und als Informationsquel-
len ein eigenes rechtliches Fun-
dament erhalten“. 
Der Entwurf enthält unter an-
derem Bestimmungen zur Bi-
bliotheksfinanzierung und -för-
derung und zur allgemeinen 
Zugänglichkeit aller öffentli-
chen Bibliotheken, einschließ-
lich der Behördenbibliotheken. 
Die Belegexemplarregeln für 
Gedrucktes und digital Publi-
ziertes werden erweitert, und 
den Bibliotheken wird eine Ver-
mittlungs- und Schulungstä-
tigkeit nahe gelegt. 

Lösung mit Augenmaß 
CDU und SPD bringen Land-
gemeinden auf den Weg

In Thüringen sollen die Ver-
waltungsgemeinschaften und 
erfüllenden Gemeinden per-
spektivisch durch die neue 
Form der Thüringer Landge-
meinde ersetzt werden. Einen 
entsprechenden Entschlie-
ßungsantrag der CDU und der 
SPD hat der Thüringer Land-
tag im April verabschiedet. 
Wie der CDU-Fraktionsvize 
und Vorsitzende der Enquete-
kommission zur Gebiets- und 
Funktionalreform, Christian 
Carius, im Landtag sagte, wer-
den alle Aufgaben des eige-
nen und übertragenen Wir-
kungskreises an die Thürin-
ger  Landgemeinde übertra-
gen. Ihre Ortschaften sollen je-
doch weitgehende Rechte in 
allen die örtliche Identität und 
das Zusammenleben vor Ort 
betreffenden Fragen erhalten. 
Das neue Modell steht für glei-
chermaßen leistungsfähige 
wie bürgernahe Gemeinden, 
die auch bei zurückgehender 
Bevölkerung Zukunft haben.

umzusetzen“. Die CDU-Frakti-
on hat nach seinen Angaben 
den im Dezember vergangenen 
Jahres vorgelegten Abschluss-
bericht der Kommission abge-
wartet, um dessen Ergebnisse 
berücksichtigen zu können. An-
stoß für das Vorhaben sei die 
Rede des Bundespräsidenten 
zur Wiedereröffnung der Anna 
Amalia Bibliothek am 24. Okto-
ber 2007 gewesen. Bei dem ge-
planten Bibliotheksrechtsge-
setz handelt es sich um ein Ar-
tikelgesetz, das im Kern ein Bi-
bliotheksgesetz und zugleich 
fällige Änderungen am Hoch-
schul-, Presse- und Archivge-

CDU Fraktion bringt erstes Bibliotheksgesetz 
Deutschlands auf den Weg 
Thüringen ist Kulturland mit Weitblick
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Praktikanten in Firmen nicht ausbeuten: Festanstellung anstreben 
Zustimmung zu Plenarantrag: SPD-Fraktion nimmt Thüringer Unternehmer in die Pflicht

Mit einem Aufruf an die Thü-
ringer Wirtschaft, Praktikanten 
nur zu fairen Bedingungen zu 
beschäftigen, wendet sich SPD-
Wirtschaftspolitiker Dr. Hartmut 
Schubert an Thüringer Unter-
nehmer. Es sei ein großer Erfolg, 
dass sich in der April-Plenarsit-
zung alle drei Fraktionen ein-
stimmig  dafür ausgesprochen 
hätten, die Situation von Prakti-
kanten in Thüringen zu verbes-

sern. Nun sei die CDU-Landesre-
gierung in der Pflicht, schnell tä-
tig zu werden und in der Abstim-
mung mit den Wirtschaftsver-
bänden für faire Bedingungen 
bei Praktika in der Thüringer 
Wirtschaft zu werben.
„Leider ist es auch im Freistaat 
üblich, Hochschulabsolventen in 
so genannten Scheinpraktika als 
Ersatz für eine reguläre Stellen-
besetzung auszunutzen“, sagt 

Schubert. Diese ungute Entwick-
lung müsse gestoppt werden. 
„Praktika sind vor allem dann 
gut, wenn sie dem Einstieg in 
eine Festanstellung oder der 
Weiterbildung dienen“, so Schu-
bert. 
Die CDU-Landesregierung solle 
deshalb nach dem Beschluss im 
Landtag offensiv dafür werben, 
dass sich Thüringer Unterneh-
mer der unter Schirmherrschaft 
des Bundeswirtschaftsministeri-
ums stehenden Kampagne „Fair 
Company“ anschließen. Diese be-
inhaltet unter anderem, Vollzeit-
stellen nicht mit Praktikanten, 
Volontären oder Hospitanten 
zu besetzen. SPD-Fraktionsvorsit-
zender Christoph Matschie for-
derte die Landesregierung zu-
dem auf, regelmäßig einen Be-
richt über die aktuelle Situation 
der Hochschulabsolventen vor-
zulegen. Matschie: „Die Abwan-
derung gut ausgebildeter, moti-
vierter Absolventen muss end-
lich gestoppt werden. Wir dür-
fen die wirtschaftliche Zukunft 
Thüringens nicht verspielen.“

Die SPD-Fraktion will die Kontakte zur Thüringer Wirtschaft intensivie-
ren und so auch dafür sorgen, dass Praktikanten in den Firmen zu fairen 
Bedingungen beschäftigt werden. Hier besuchen Abgeordnete der SPD-
Fraktion „Multicar“ in Waltershausen – Christoph Matschie (2.v. rechts) im 
Gespräch mit Multicar-Geschäftsführer Walter Botschatzki (rechts). 

Wieder Bürgerprotest vor dem Landtag gegen „Zwangsbeiträge“

anz, betonte. Er forderte von 
den Landtagsabgeordneten 
„gewissenhafte und vernünf-
tige Entscheidungen“, die be-
sonders auch die vergleichs-
weise schwachen Einkom-
mensverhältnisse vieler Haus-
eigentümer, vor allem auf dem 
Lande, berücksichtigen. Der 
Redner der Bürgerinitiative aus 
Neusiß im Ilmkreis sprach von 
„modernem Raubrittertum“, 
würden doch von ihnen mit 
die höchsten Beiträge verlangt 

LINKE vergibt erneut 
Demokratiepreis 
Erneut haben die Landtagsab-
geordneten der Fraktion DIE LIN-
KE einen Demokratiepreis aus-
geschrieben - für den Zeitraum 
vom 20. März bis 1. Septem-
ber -, mit dem sie Menschen eh-
ren wollen, die sich durch ehren-
amtliche Initiativen und Engage-
ment für demokratisches Mitei-
nander auszeichnen. Die Preise 
in einer Gesamthöhe von 3.000 
Euro werden durch Spenden der 
Abgeordneten finanziert. 
Über die Vergabe entscheidet 
eine Jury aus Mitgliedern der 
Fraktion und außerparlamenta-
risch Aktiven. Die Auszeichnung 
der Preisträger erfolgt im Rah-
men einer öffentlichen Veran-
staltung am 4. November 2008. 
Eingereicht werden können Be-
werbungen von Einzelpersonen, 
Initiativgruppen oder Vereinen.

Anbauverbot für gentechnisch veränderten Mais beantragt
DIE LINKE hat einen Antrag 
für die nächste Landtagssit-
zung im Mai eingebracht, mit 
dem sie die Landesregierung 
auffordert, „Maßnahmen ge-
gen die Gefahren von trans-
genem Mais MON 810 zu er-
greifen“, so die agrarpolitische 
Sprecherin Dr. Johanna Sche-
ringer-Wright. Sie verweist 
auf neue Untersuchungen, 
die „erhärten, wovor Ökolo-
gen schon immer gewarnt ha-
ben: die Risiken, die von gen-
technisch verändertem Mais 

ausgehen, sind größer, als es 
Monsanto einräumt. Aus die-
sem Grund gibt es in immer 
mehr Ländern Anbauverbote 

Am Rande der letzten Land-
tagssitzung, die sich zum wie-
derholten Mal auf Antrag der 
LINKEN mit der Problematik 
der Kommunalabgaben be-
fasste - diesmal auf der Grund-
lage des Entwurfs für ein Thü-
ringer Kommunalabgabenan-
passungsgesetz -, demonstrier-
ten unter dem Dach der Bür-
gerallianz mehrere hundert 
Thüringer gegen die „Zwangs-
beiträge“, wie es Peter Ham-
men, der Vorsitzende der Alli-

und das, obwohl der Zweckver-
band noch gar keine Investition 
vorgenommen habe. Der Einla-
dung der Bürgerallianz an alle 
drei Frak tionen war lediglich 
DIE LINKE gefolgt. Ihr Vorsit-
zender Dieter Hausold betonte: 
„Sie sind für uns Auftraggeber 
in unserem Bemühen im Land-
tag, mehr Gerechtigkeit zu er-
reichen.“ Allerdings prallten die 
Initiativen der LINKEN an der 
Arroganz der CDU-Landesre-
gierung immer wieder ab. 

Landesregierung soll gute
Studienbedingungen im 
Freistaat erhalten
Eine stärkere materielle Un-
terstützung des Landes für die 
Thüringer Hochschulen bei der 
Umsetzung des Bologna-Pro-
zesses fordert der hochschul-
politische Sprecher der SPD-
Landtagsfraktion. David Eck-
ardt bezieht sich dabei auf eine 
Stellungnahme der Hochschul-
rektorenkonferenz, die kürzlich 
in Jena tagte. Demzufolge wird 
bei der Finanzierung der deut-
schen Hochschulen der durch 
die Umstellung auf Bachelor- 
und Masterstudiengänge erfor-
derliche erhöhte Betreuungs-
aufwand nicht angemessen 
berücksichtigt. „Wir können die 
Hochschulen nicht erst zur ei-
ner umfassenden Reform ihrer 
Studiengänge anhalten und sie 
dann finanziell im Regen ste-
hen lassen“,  kritisiert Eckardt.

Dr. Johanna Scheringer-Wright

für diesen Mais, jüngstes 
Beispiel ist Frankreich“.  
Auch in Thüringen sei es 
deshalb „höchste Zeit, 
alle rechtlichen Möglich-
keiten auszuschöpfen 
und ein Anbauverbot zu 
erlassen. Dies wäre zu-
kunftsfähiges und verant-
wortungsbewusstes poli-

tisches Handeln - alles andere 
und ein Weiterso wie jetzt zei-
gen Unkenntnis, Unvermögen 
und Lobbyismus zugunsten 
der Gentechnikprofiteure“.
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www.thueringer-landtag.de

Hinweise zur Bestellung 
des Landtagskuriers

Der Landtagskurier erscheint 
monatlich in Form eines News-
letters. 

Der Bezug ist kostenfrei so-
wohl über den Postweg als 
auch über E-Mail möglich. 

Wenn Sie den Landtagskurier 
bestellen möchten, schreiben 
Sie uns eine E-Mail an:

Pressestelle@Landtag.Thueringen.de 
 
Tel.:       0361  37 72006
Fax:       0361  37 72004

Der Datenschutzbeauftragte

Die Beauftragte für die Stasiunterlagen

Probleme mit den Leistungen nach den SED-Unrechtsbereinigungsgesetzen 
Seit den ersten Äußerungen der 
Politik zu einer SED-Opferren-
te im vergangenen Jahr haben 
die Anfragen bei der Landesbe-
auftragten zur Rehabilitierung 
und den Leistungen nach den 
SED-Unrechtsbereinigungsge-
setzen sprunghaft zugenom-
men. Das gleiche vermeldeten 
die für die strafrechtliche Reha-
bilitierung in Thüringen zustän-
digen Landgerichte: 2006 wa-
ren es 248, 2007 645 Antragstel-
lungen. Der Rehabilitierungs-
beschluss eines Landgerichtes 
bzw. die Anerkennung als ehe-
maliger politischer Häftling ist 
Voraussetzung zur Beantragung 
der „Opferrente“. Aus den An-
fragen ehemaliger politischer 
Häftlinge (aus Deutschland und 
per E-Mail auch aus aller Welt) 

ist ersichtlich, dass über be-
reits bestehende Leistungen 
trotz zahlreicher Veröffentli-
chungen noch viel Unkennt-
nis herrscht. So wissen viele der 
in den 1990er Jahren Rehabili-
tierten und die nach dem Häft-
lingshilfegesetz vor 1992 aner-
kannten politischen Häftlingen 
nicht, dass 2000 eine Erhöhung 
der Kapitalentschädigung er-
folgte und ihnen danach noch 
Leistungen zustehen.
Viele der Ratsuchenden ma-
chen ihrem Ärger Luft, weil sie 
mit ihrem Schicksal die „Opfer-
rente“ nicht erhalten können: 
Der ehemalige Häftling, der für 
6 Monate die Kapitalentschädi-
gung erhalten hatte, nun aber 
im ablehnenden Bescheid liest, 
dass er nur 179 Tage in Haft war, 

die Berechtigung zur „Opferren-
te“ aber erst ab dem 180. Tag 
beginnt. Die allein erziehen-
de Mutter mit zwei Kindern, 
die bisher Unterstützungslei-
stungen von der Stiftung für 
ehemalige politische Häftlinge 
erhielt, nun dort nicht mehr 
antragsberechtigt ist (sie war 
mehr als 6 Monate in Haft) und 
die „Opferrente“ nicht erhält, 
da bei der Einkommensberech-
nung ihre minderjährigen Kin-
der nicht berücksichtigt wer-
den. Der verfolgte Schüler, des-
sen beruflicher Entwicklungs-
weg 1962 eingeschränkt wurde, 
der in der DDR keinem Zusatz- 
oder Sonderversorgungssystem 
angehörte und der nun mit 60 
Jahren vorzeitig eine geringere 
Altersrente erhält.

7.  Bericht über die Tätigkeit des TLfD
Der Thüringer Landesbeauf-
tragte für den Datenschutz 
(TLfD), Harald Stauch, stellte 
am 17. April 2008 im Rahmen 
einer Pressekonferenz seinen 
7. Tätigkeitsbericht für den Be-
richtszeitraum 1. Januar 2006 
bis 31. Dezember 2007 vor.

Neben Themen wie
Online-Durchsuchung 
priva ter  Computer,
Vorratsdatenspeicherung 
von Telekommunikations-
ver kehrsdaten,
biometrische Merkmale im 
elektronischen Reisepass,
Kennzeichenerkennung im 
Thüringer Polizeiaufgaben-
gesetz

enthält der Bericht einen Über-
blick über die Schwerpunkte der 

•

•

•

•

Tätigkeit des TLfD sowohl bei der 
beratenden Mitwirkung an der 
Gesetzgebung im Land, im Bund 
und der EU als auch bei der Bear-
beitung von Bürgereingaben, der 
Kontrolle der öffentlichen Stellen 
des Landes und nicht zuletzt bei 
deren Beratung in datenschutz-
rechtlichen Fragen. Der Bericht 
weist gegenüber dem Land-
tag und der Lan  desregierung 
auf datenschutzrechtliche De-
fizite und den daraus resultie-
renden Hand lungsbedarf hin. 
Zudem kann er den Mitarbeitern 
der öffentlichen Stellen eine Hil-
fe bei der Beantwortung daten-
schutzrechtlicher Fragen bie-
ten. Schließlich soll er aber auch 
die Öffentlichkeit auf die immer 
wichtiger werdende Bedeutung 
eines funktionierenden Daten-
schutzes in der Informationsge-

sellschaft aufmerksam machen.
Der Bericht ist im Internet abruf-
bar unter der Adresse :

http://www.thueringen.de/
datenschutz 

 30.09.2008 Stadtverwaltung Stadtroda
 07.10.2008 Stadtverwaltung Bad Langensalza
 14.10.2008 Landratsamt Weimarer Land
 16.10.2008 Dienststelle Erfurt
 21.10.2008 Landratsamt Wartburgkreis
 29.10.2008 Stadtverwaltung Jena
 04.11.2008 Landratsamt Gotha
 11.11.2008 Landratsamt Sömmerda
 18.11.2008 Stadtverwaltung Weimar
 20.11.2008 Dienststelle Erfurt
 25.11.2008 Landratsamt Ilmenau
 02.12.2008 Dienststelle Erfurt
 04.12.2008 Dienststelle Erfurt

 01.07.2008 Landratsamt Altenburg
 08.07.2008  Stadtverwaltung Leinefelde-Worbis
 15.07.2008 Stadtverwaltung Rudolstadt
 22.07.2008 Landratsamt Sonneberg
 24.07.2008 Dienststelle Erfurt
 05.08.2008 Dienststelle Erfurt
 12.08.2008 Stadtverwaltung Gera
 19.08.2008 Stadtverwaltung Eisenach
 26.08.2008 Dienststelle Erfurt
 02.09.2008 Landratsamt Kyffhäuserkreis
 04.09.2008 Dienststelle Erfurt
 09.09.2008 Landratsamt Schmalkalden-Meiningen
 16.09.2008 Stadtverwaltung Zeulenroda-Triebes
 23.09.2008 Stadtverwaltung Suhl

Die Bürgerbeauftragte

Im 2. Halbjahr 2008 sind folgende Bürgersprechstunden der Bürgerbeauftragten vorgesehen. Außer der 
Veröffentlichung im Internet werden die Termine auch in der regionalen Presse jeweils bekannt gegeben

Sprechstunden der Bürgerbeauftragten im 2. Halbjahr 2008


